
 

 

Oktober  2020  
 
Liebe Freunde, sehr geehrte Damen und Herren,  

in den vergangenen Wochen ist die Zahl der Neuinfektionen mit 
dem Coronavirus nach oben geschnellt. Die Gesundheitsämter sind 
angesichts dieser hohen Zahlen an ihrer Belastungsgrenze, 
Infektionske tten können kaum mehr nachverfolgt werden.  Aktuell 
kann auch nur bei rund 25 Prozent der Fälle zurückverfolgt werden, 
wo die Infektionen stattgefunden haben. Dieser Befund bedeutet 
nichts anderes, als dass das Virus dabei ist, sich unkontrolliert 
auszubreiten. Die Folgen dessen werden bereits spürbar.  

Die Patientenzahlen in den Krankenhäusern steigen. Die Zahl der 
intensivmedizinisch behandelten Patienten steigt ebenfalls. Die 
sächsischen Krankenhäuser melden aktuell bereits eine höhere Zahl 
an Covid19- Pat ienten als auf dem Höchststand im Frühjahr. Wenn 
sich das Infektionsgeschehen so weiterentwickelt, wird das unsere 
Möglichkeiten der medizinischen Versorgung absehbar überfordern.  
Dies hält uns deutlich vor Augen: Die Lage ist sehr ernst , dennoch 
sollte keine Angst verbreitet werden .  

Wir müssen jetzt  konsequent handeln  und nicht erst, wenn es zu 
spät ist.  Deshalb haben Bund und Länder sich auf weitere 
Maßnahmen geeinigt, um die Corona - Pandemie entschieden zu 
bekämpfen. Unser aller Ziel muss es jetzt sein, Kontakte auf ein 
absolut notwendiges Minimum  zu reduzieren. 

Ja, die beschlossenen Maßnahmen der neuen Corona - Schutz-
Verordnung  sind einschneidend.  Unsere Freiheit und Grundrechte 
sind unser höchstes Gut.  Doch gerade in der aktu ellen Lage müssen 
wir uns klar machen: Freiheit ist nicht nur die Freiheit der Starken . Es 
ist auch die Freiheit der Schwachen und die müssen wir schützen.  

Absolute Priorität hat , dass Schulen und Kitas offen bleiben und 
auch die Wirtschaft in keinen fläch
geschickt wird.  Die dafür notwendigen Maßnahmen wie 
Schließungen von Freizeiteinrichtungen und Gastronomiebetrieben 
oder das Untersagen von Unterhaltungsveranstaltungen sind harte 
Einschnitte. Dies ist allen Entscheidungsträgern bewu sst. Der Bund 
wird betroffenen  Unternehmen, Betrieben, (Solo- )Selbständigen, 
Vereinen und Einrichtungen eine außerordentliche Wirtschaftshilfe 
gewähren.  

Wir werden uns im Landtag auch in der kommenden Woche m it der 
Bewältigung der Corona - Situation befasse n. Ich bin gerne an 
konstruktiven Vorschlägen Ihrerseits interessiert.  

Mit herzlichen Grüßen 

Ihr 
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2. Oktober  

Kompetenzzentrum Strukturwandel Lausitz 

eröffnet  

Der sächsische Staatsminister für Regional -

entwicklung, Thomas Schmidt, hat in Weißwasser 

gemeinsam mit Landrat Bernd Lange und 

Oberbürgermeister Torsten Pötzsch das 

feierlich eröffnet. Neben der Sächsischen Agentur 

für Strukturentwicklung (SAS) werden auch d ie 

Wirtschaftsinitiative Lausitz, die Entwicklu ngs-

gesellschaft Niederschlesische Oberlausitz, die 

Sächsische Aufbaubank  Förderbank, die 

Bürgschaftsbank und die mittelständische 

Beteiligungsgesellschaft Sachsen sowie die 

Technologiegründerfonds im Kompet enzzentrum 

vertreten sein. Die Stadtwerke Weißw asser haben 

dafür in der oberen Etage ihres Gebäudes Büros zur 

Verfügung gestellt.  

Dieses Zentrum ist ein Novum für die Region und ein 

wichtiges Instrument für eine erfolgreiche Struktur -

entwicklung im Lausitz er Revier in den kommenden 

Jahren. In diesem Kompetenzzentrum werden alle 

Ansprechpartner der Ansiedlungs -  und Wirtschafts -

entwicklung, der Förd er-  und Projektentwicklung in 

Weißwasser gebündelt. Eine Ansiedlung weiterer 

Akteure ist bereits geplant und aus drücklich 

erwünscht, um das Beratungsportfolio ent -

sprechend zu vergrößern. Damit werden 

verschiedene Kompetenzen an einem Ort 

konzentriert und kommen so jedem einzelnen 

Projekt und der gesamten Strukturentwicklung in 

der Lausitz zu Gute.  

In dem Kompetenzz entrum können Bürgerinnen und 

Bürger, Unternehmen und Kommunen mit den 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ins Gespräch 

kommen und ihre Anliegen e inbringen. Die 

Projektträger erhalten unbürokratisch und schnell 

umfassende Beratungsleistungen. Durch die 

konstruktive Zusammenarbeit auf Augenhöhe 

können Projekte wesentlich schneller geplant, 

beantragt und schließlich realisiert werden. Aber 

auch die Ansprechpartner können so schneller 

erfassen, wo aktuelle Herausforderungen liegen 

und Prozesse entsprechend anpas sen. 

Die SAS wurde im November 2019 gegründet. Ihre 

Aufgabe ist die Durchführung jährlicher Verfahren 

zur Auswahl der kommunalen Vorhaben zur 

Strukturentwicklung in den beiden sächsischen 

Braunkohleregionen, die mit den vom Bund 

bereitgestellten Finanzhilf en unterstützt werden. 

Darüber hinaus steht die  SAS Initiatoren von 

Strukturentwicklungs - Projekten als Förderlotse und 

Programmberater zur Verfü gung und begleitet sie 

bei der Entwicklung ihrer Vorhaben bis zur Antrags -  

und Umsetzungsreife. Die Gesellschaft  hat ihren Sitz 

in Weißwasser. Der Freistaat ha t Geschäftsanteile 

von 51 Prozent, die SAB von 49 Prozent. 

 

 

6. Oktober  

48 Millionen Euro für mehr Kita- Plätze  

Zur Förderung von Bau, Sanierung und Ausstattung 

von Kindertageseinrichtungen und Stellen der 

Kindertagespflege ist eine neue Förderrichtlinie 

erlassen worden. Damit können Fördermittel aus 

dem Konjunktur -  und Krisenbewältigungspaket des 

Bundes abgerufen werden. Der Fördersatz kann bis 

zu 90 Prozent betrag en. Der Höchstfördersatz 

unterstützt das Ziel d er Staatsregierung Ziel, das 



 

 

Geld möglichst schnell in den Ausbau der 

Betreuungsplätze fließen zu  lassen. Mit der 

Förderrichtlinie können Betreuungsplätze für Kinder 

im Alter bis zum Schuleintritt geschaffen w erden. Für 

die Jahre 2020 und 2021 stehen Sachs en aus dem 

Bundesprogramm insgesamt rund 48 Millionen Euro 

zur Verfügung. Im Vorfeld konnten die kommunalen 

Spitzenverbänden zu einem Entwurf der 

Förderrichtlinie Stellung nehmen.  

Um das Förderverfahren zu ver einfachen und 

gleichzeitig gerechter zu gestalt en, sind die 

verfügbaren Fördermittel entsprechend der 

Kinderzahlen in Budgets auf die Landkreise  und 

Kreisfreien Städte aufgeteilt worden. Die 

kommunalen und freien Träger von Kinder -

tageseinrichtungen sowie Kindertagespflegestellen 

melden die in Frage ko mmenden Einzelmaßnahmen 

bis zum 31. Dezember 2020 an den jeweiligen 

Landkreis oder die jeweilige Kreisfreie Stadt. Die 

Fördermittel müssen bis zum 30. Juni 2021 bewilligt 

sein, da sonst die Gelder wieder an de n Bund 

zurückgegeben werden müssen. Die enge 

Zeitschiene ist aufgrund von Bundesvorgaben 

erforderlich.  

Das Antragsbudget für den Landkreis Görli tz sind  

2.620.889 Euro. 

 

6. Oktober  

Sachsen unterstützt Ausbau und Erneuerung 

der regionalen Infrastruktur mit fast 21 

Millionen Euro 

Das sächsische Wirtschaf tsministerium (SMWA) 

fördert zehn Infrastrukturprojekte im Freistaat 

erstmalig mit erhöhten Förde rsätzen mit insgesamt 

rund 20,7 Millionen Euro. Von den Zuschüssen 

profitieren unter anderem Herrnhut  und Schön au-

Berzdorf. Die finanziellen Mittel stammen au s dem 

Infrastruktur im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 

V

(GRW- Infra), das von Bund und Freistaat Sachsen 

gemeinsam finanz iert wird.  

Mit diesem Programm fördert der Frei staat seit 

vielen Jahren die Erschließung von Gewerbe -

gebieten, die Anbindung von Gewerbebetriebe n an 

das Straßen-  und Schienennetz bzw. an die 

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, die 

Errichtung von Gewer bezentren sowie Investitionen 

in die touristisc he Infrastruktur. Der Freistaat 

Sachsen übernimmt dabei aktuell bis zu 90 Prozent 

der förderfähig en Kosten. Die wirtschaftlichen 

Folgen der Corona - Pandemie dürfen nicht dazu 

führen, dass die wirtschaftsnahen I nvestitionen in 

den Gemeinden und Landkreisen a ufgeschoben 

werden oder gar unterbleiben. Diese Investitionen 

sind gerade jetzt wichtig, um attra ktive 

Standortbedingungen in sächsischen Regionen zu 

erhalten und weiter zu verbessern. Der Freistaat 

leistet se inen Beitrag, damit die sächsischen 

Regionen wegen der Corona - Pandemie nicht ins 

Hintertreffen geraten, sondern ihren Aufholprozess 

im Sinne gleichwertiger Lebensverhältnisse 

erfolgreich fortsetzen können.  

reg

diesem Jahr insgesamt rund 237 Millionen Euro für 

die Förderung von Investitionen in die 

wirtschaft snahe Infrastruktur und Investitionen 

gewerblicher Unternehmen zur Verfügung. Dieses 

Programm setzt damit einen herausragenden 

Konjunkturimpuls, um die Investi tionsbereitschaft in 

den Gemeinden und bei den Unternehmen zu 

stärken. Der monatlich im sächsisch en 

Wirtschaftsministerium beratende Förderausschuss 

hat jetzt unter anderem der Förderung folgender 

Maßnahme zugestimmt:  

 Herrnhut: Erweiterung des Touristenp arkplatzes 

mit öffentlichen Toiletten und E - Bikestation mit 

einem GRW- Zuschuss in Höhe von 716.000 Euro. 

 

 



 

 

9. Oktober  

Spatenstich für neue Kita in Leutersdorf  

Den ersten Spatenstich für die neue 

Kindertagesstä tte in seinem Ort erledigte 

Bürgermeister Bruno Scholze selbst, zusammen mit 

Kolleginnen von der Kita.  

In Leutersdorf ist mit dem symbolischen ersten 

Spatenstich der Bau einer neuen Kindertagesstätte 

gestartet. Der Neubau entsteht direkt neben dem 

alten G ebäude auf dem Gelände. So können die 

Kinder auch in Zukunft den schönen, parkähnlichen 

Garten nutzen. Die Kindergarten - Villa will die 

Gemeinde dann später als Gemeindeamt nutzen, 

wenn die Kita umgezogen ist.  

Noch in diesem Jahr soll der Rohbau fertig werd en, 

sagt der Bürgermeister. Er hofft, dass das klappt 

und nichts dazwischen kommt, auch mit Blick auf 

die Corona - Pandemie. Ab Februar/März soll es mit 

den Arbeiten dann weitergehen, sodass schon im 

November 2021 die neue Leutersdorfer Kita fertig 

sein könnte, so das Plan.  

Für rund 860.000 Euro ist ein eingeschossiges 

Gebäude geplant, sodass keine Treppen mehr zu 

überwinden sind. In direkter Nachb arschaft 

befinden sich Krippe und Grundschule, sodass ein 

Zentrum für die Jüngsten im Ort entsteht.  

 

14. Oktober 

Schulen können zusätzliche Mittel fü r 

Ganztagesangebote (GTA) beantragen  

Als einmalige Unterstützung können Schulen mit 

Ganztagsangeboten (GTA) für das Schuljahr 

2020/2021 zusätzliche Mittel in H öhe von 4.000 Euro 

für Förderangebote erhalten. Dafür müssen sie in 

Absprache mit dem Träger der GTA bis spätestens 

4. November 2020 einen Antrag bei der 

Sächsischen Aufbaubank stellen.  

Die zusätzlichen Gelder  sollen zur Bewältigung der 

Corona - Pandemie an Schulen beitragen. Ziel ist es, 

Schüler zu fördern, die während der häuslichen 

Lernzeit den Anschluss an den Schulstoff verpasst 

haben. Neben der Sommerschule und den 

schulinternen Fördermaßnahmen seien die 

aufgestockten GTA - Mittel ein weiterer Schritt, um  

den Nachholbedarf auszugleichen und die Schüler 

wieder fit zu machen.  

Informationen zu GTA: 

Im Schuljahr 2020/2021 haben 1.402 Schulen 

organisierte Ganztagsangebote. Das sind 40 

Schulen mehr als im letzten Schuljahr. Das heißt, 92 

Prozent der Schulen habe n so ein Angebot für ihre 

Schüler. Sachsens Schulen erhalten rund 46 

Millionen Euro für Ganztagsa ngebote. Rund 

340.000 Schüler können von diesen 

Ganztagsangeboten profitieren.  

Die Schulen können ihre Ganztagsa ngebote 

eigenverantwortlich planen und gemeinsa m mit 

Partnern vor Ort wie Verbänden und Kultur - , Sport-  

oder Jugendvereinen gestalten. Für die S chüler sind 

diese Angebote ein großer Gewinn. Sowohl 

leistungsschwache als auch leistungsstarke Schüler 

werden g efördert. Weitere Informationen sind 

abrufbar u nter: 

http://www.schule.sachsen.de/1744.htm  

 

22. Oktober  

Vor- Ort - Aktion der CDU- Fraktion des 

Sächsischen Landtages  

Ich habe mich sehr gefreut, dass der Vor stand der 

CDU- Fraktion des Sächsischen Landtage s mit der 

Vor- Ort- Aktion in der Oberlausitz unterwegs war.  

Zunächst kamen wir mit Vertretern der  Hochschule 

Zittau/Görlitz im CELSIUZ -  dem neuen Co - Creation 

Lab für Versorgungsinfrastruktur -  ins Gespräch. Es 

ging um die wichtige Rolle von Wissenschafts -

einrichtungen für den Strukturwandel in der Region.  

http://www.schule.sachsen.de/1744.htm


 

 

Zur Mittagszeit fand das Bürgermeistergespräc h 

statt, was traditionell ein fester Programmpunkt bei 

den Vor- Ort- Aktionen ist. Es gab gemeinsame 

Diskussionen mit dem Landrat Bernd Lange, dem 

Zittauer Oberb ürgermeister Thomas Zenker, dem 

Görlitzer OB Octavian Ursu und weiteren 

Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern aus der 

Grenzregion zu aktuellen Themen, wie Corona -

Lage, Finanzausgleichsgesetz (FAG), Breitband u nd 

kommunaler Straßenbau.  

Zum Abschluss des Besuchs des Fraktions-

vorstandes informierten wir uns über die Lage 

kommunaler Waldbesitzer im Zitta uer Gebirge. Die 

akuten Borkenkäfer - Schäden sind ebenso Thema 

wie die großen Herausforderungen des 

Waldumbaus.   

Die Erkenntnisse aus der Vor- Ort - Aktion fließen 

direkt in die gegenwärtigen Haushaltsberatungen 

und die fachpol itischen Abstimmungen im 

Sächsischen Landtag ein.  

 

 

23. Oktober  

Landkreis Görlitz erhält 18.900 Euro für 

Netzwerk Regionale Wertschöpfung  

Der Landkreis Görlitz erhält in diesen Tagen einen 

Förde

regionale Produkte noch besser zu vermarkten und 

die eigene Marke zu stä rken. Mit den Mitteln in Höhe 

von 18.900 Euro auf Grundlage der Richtlinie zur 

Förderung der Regi onalentwicklung (FR- Regio) soll 

ein Netzwerk von Produzenten und Verkäufern 

aufgebaut und für die Verbraucher sichtbar 

gemacht werden.  

Der Landkreis Görlitz zeichnet sich durch ein 

vielfältiges Angebot regio naler Produkte aus. Durch 

eine zielgenaue Vernetz ung von Produzenten und 

Produktveredlern kann die regionale Wert -

schöpfung unterstützt sowie die Potenziale und 

Besonderheiten der Lausitz noch bekannter 

gemach t werden. Genau dies ist ein Ziel des 

Landesentw icklungsplans:  regionale Wert -

schöpfung und Wirts chaftskreisläufe stärken. Eine 

hohe Dichte an Direktvermarktern und lokal 

verwurzelten Produzenten sorgt auch in der Fläche 

für eine gute Versorgung und Erreic hbarkeit von 

Lebensmitteln und Alltagsgütern.  

Die regionale Wertschöpfung steht bereits seit dem 

Jahr 2015 im Fokus der strategischen Arbeit des 

Landkreises Görlitz mit dem Ziel, die Transparenz 

und Sichtbarmachung von regionalen Produkten zu 

verbessern. Das Landratsamt will nun ein Netzwerk 

schaffen, u m den bestehenden Abstimmungs -

bedarf die Akteure zu bündeln. Gleichzeitig sollen 

die Direktvermarkter, handwerklich arbeitenden 

Betriebe, lokalen Märkte und Geschäfte stärker ins 

Bewusstsein der Verbraucher g erückt werden. Ziel 

ist es, nachhaltige Struktur en im ländlichen Raum zu 

entwickeln. Damit soll a uch dem gewachsenen 

Verbraucherbewusstsein für Nachhaltigkeit, 

Qualität und Regionalität Rechnung getragen 

werden.  

Die Förderrichtlinie Regionalentwicklung (FR - Regio) 

dient mit ihrem raumordnerischen, sektor -

übergreifenden und integrierenden Ansatz der 

Unterstützung der interkommunalen Zusammen -

arbeit bei der Umsetzung der Ziele des 

Landesentwicklungsplanes, der Regionalpläne 

sowie der Leitbilder und Handlungsst rategien für 

die Raumentwicklung in Deutschland.  Es werden 

kommunale Akteure dabei unterstützt, w esentliche 



 

 

Aspekte der Daseinsvorsorge durch inter -

kommunale Kooperation zu lösen und so 

Synergieeffekte außerhalb formeller Strukturen zu 

nutzen. Insbesondere  innovative Ansätze, die das 

Potenzial zur Übert ragbarkeit auf andere 

Kooperationsräume haben, we rden gefördert. Die 

meist nichtinvestiven Projekte können in der 

Umsetzungsphase sowohl durch Förderung von 

Managementleistungen als auch durch investive 

Förderungen unterstützt werden. Die Mittel werden 

auf  Grundlage des vom Sächsischen Landtag 

beschlossenen Haushalts bereitgestellt.  

 

23. Oktober  

Afrikanische Schweinepest: Finanzielle 

Unterstützung der Jägerschaft wird 

erweitert  

Die Früherkennung eines Eintrags des Erregers der 

Afrikanischen Schweinepest ( ASP) in die heimische 

Schwarzwildpopulation ist e in grundlegender 

Schwerpunkt der ASP- Präventionsstrategie des 

Freistaates Sachsen. Sie ist Voraussetzung für die 

erfolgreiche Identifizierung und schnellstmögl iche 

Abgrenzung des Seuchenherdes und damit Basi s 

für eine erfolgreiche Tierseuchenbekämpfung.  

Bereits im April dieses Jahres wurden weitere 

Maßnahmen zur Intensivierung der Früherkennung 

mittels Allgemeinverfügungen für den gesamten 

Freistaat sowie insbes ondere für die Landkreise 

Bautzen und Görlitz im  grenznahen Bereich zu den 

polnischen ASP- Restriktionsgebieten angeordnet.  

Dank der Unterstützung und intensiven Mitwirkung 

der Jägerschaft konnten die Anzahl der 

Untersuchungen von Indikatortieren (tot 

aufge fundene Tiere: Fallwild, Unfallwild) im 

gesamten  Freistaat wie auch die Untersuchungen 

gesund erlegten Schwarzwildes in den grenznahen 

Landkreisen erheblich gesteigert werden. Vom 1. 

Januar 2020 bis 31. August 2020 wurden insgesamt 

545 Indikatortiere und 7 .986 gesund erlegte 

Wildschweine auf ASP untersucht.  

Um die damit verbundenen Anstrengungen und d en 

Aufwand der sächsischen Jägerschaft angemessen 

honorieren zu können, wurde ein Programm von 

Aufwandsentschädigungen beschlossen, welches 

mit Inkrafttreten d er Allgemeinverfügung der 

Landesdirektion Sachse n am 21. Oktober 2020 

seine Anwendung finden kann . Ab diesem Datum 

können damit die Entschädigungen gezahlt 

werden.  

Das Sozialministerium honoriert die Bemühungen 

und den Aufwand der Jägerschaft mit   

* einer Aufwandsentschädigung in Höhe von 10, -  

EUR für die Probennahme zur virologischen 

Untersuchung b ei gesund erlegtem Schwarzwild  

dies bei den stichprobenartigen Beprobungen im 

gesamten Freistaat Sachsen  wie auch bei den 

angeordneten Untersuchungen aller  in den 

Landkreisen Bautzen und Görlitz erlegten  

Wildschweine (bereits eingeführt).  

* einer Aufwandsentschädigung in Höhe 30, -  EUR 

für jedes durch den Jagdausübungsberechtigten 

beim Veterinäramt gemeldete Indikatortier (Fallwild, 

Unfallwild, vor dem Erlege n krank angesprochenes 

Schwarzwild, Stücke, die beim Aufbrechen 

pathologische Veränderungen zeige n) im gesamten 

Freistaat Sachsen (bereits eingeführt).  

* einer Aufwandsentschädigung in Höhe 30, -  EUR 

für die Unterstützung der Lebensmittelüber -

wachungs -  und Veterinärämter durch die 

Jagdausübungsberechtigt en bei der Bergung und 

Beseitigung von Indikatort ieren nach deren 

Weisung  im gesamten Freistaat Sachsen (neu).  

* einer Aufwandsentschädigung in Höhe 40, -  EUR 

für die Erlegung (in Verbindung Beprobung) 

weibl ichen Schwarzwildes in den von der 

Allgemeinverf ügung der Landesdirektion 

betroffenen Jagdbezirke n (Landkreise Bautzen und 

Görlitz). (neu) 

Je nach Einzelfall kann es pro Tier demzufolge 

Anspruch auf mehrere Aufwandsentschädigungen 



 

 

geben. Um die Auszahlung zu beantragen, wenden 

sich die Jagdausübungsbere chtigten an das örtlich 

zuständige Lebensmittelüb erwachungs -  und 

Veterinäramt im Freistaat Sachsen.  

Darüber hinaus ist vom Sächsischen 

Staatsministerium für Energie, Klimaschutz, Umwelt 

und Landwirtschaft gep lant, für jedes in den 

Landkreisen Görlitz und Bautzen erlegte und auf 

eine ASP- Infektion beprobt e Stück Schwarzwild 

eine staatliche finanzielle Anerkennung zu 

gewähren. Diese wird durch das Ministerium 

bereitgestellt und soll 50, -  EUR pro erlegtem und 

bep robten Tier betragen. Die Auszahlung kann 

nach Ende des Jagdjahres 2020/21, das heißt nach 

dem 31. März 2021 zusammengefasst für alle im 

Jagdjahr erlegten und beprobten Tiere beantragt 

werden. Antragsberechtigt sind die jeweiligen 

Jagdausübungsberechtigten  der gemeinschaft -

lichen Jagdbezirke und der Eig enjagdbezirke in den 

beiden genannten Landkreisen . Die vom Bund und 

vom Freistaat Sachsen in Eigenregie bejagten 

Jagdbezirke sind ausgenommen. Das genaue 

Antrags -  und Auszahlungsverfahren wird aktuell 

zwischen den beteiligten Behörden abgestimmt 

und nach a bschließender Festlegung 

bekanntgegeben.  

Das Friedrich- Loeffler- Institut hat bestätigt, dass 

ein am 27. Oktober 2020 im Landkreis Görlitz 

geschossenes Wildschwein mit der Afrikanischen 

Schweinepest (ASP) infiziert war. Das Tier wurde in 

der Landesuntersuchungsanstalt am 29. Oktober 

2020 untersuch t und der Verdacht am 30. Oktober 

2020 ausgesprochen.  

Der weibliche Überläufer wurde auf dem Gebiet der 

Gemeinde Krauschwitz erlegt. Ein zeitgleich 

geschossener Frischling war negativ getestet 

worden.  

Damit hat sich die Strategie des Freistaates 

Sachsen, im grenznahen Bereich zu Polen alle 

Wildschweine auf das Vorkommen der Erkrankung 

zu untersuchen, als Frühwarnsystem bewährt. Die 

nun notwendigen Restriktionszonen werden in 

Abstimmung mit den lokalen B ehörden und der 

beratenden Sachverständigengruppe festgelegt. 

Die vordringlichste Maßnahme ist jetzt, die 

Verbreitung und das weitere Einsickern der 

Erkrankung in die Wildschweinbestände nachhaltig 

einzuschränken oder zu unterbinden. Alle 

Maßnahmen der Sta atsregierung zielen darauf ab.  

Der Landkreis Görlitz ist auf ein solches 

Ausbruchsgeschehen vorbereitet und steht für die 

Umsetzung der durch den Freistaat Sachsen 

festgelegten Maßnahmen bereit.  

Die Afrikanische Schweinepest ist für den Menschen 

ungefährli ch. 

Der Krisenstab des Sozialministeriums und das 

Landestierseuchenbekämpfungszentrum werden 

eingerichtet. In Absprache mit dem Landkreis und 

der Bundeswehr wird die Einrichtung der 

Restriktionszonen vorbereitet.  

 

23. Oktober  

Sächsisches Verkehrsministerium plant 

Ausbau und Ertüchtigung der 

Bundesstraßenverbindungen in der Lausitz  

Die weitere Verbesserung der Infrastruktur in d er 

Lausitz ist ein wichtiger Aspekt im Zuge der 

Strukturentwicklung, um eine nachhaltige Zukunft 

für die Industrie -  und Energieregion zu gestalte n. In 

der Region selbst werden Ideen, Strategien und 

Perspektiven entwickelt, um eine Verbesserung der 

Infrastrukturanbindung zu erreichen. Für die 

Menschen und für die Unternehmen bedeutet die 

vorgesehene we itere verkehrliche Vernetzung in 

Kombination mit  dem geplanten weiteren Ausbau 

der Wissenschafts -  und Forschungslandschaft eine 

deutliche und wichtige Verbesse rung ihrer 

Rahmenbedingungen.  

Das im August die ses Jahres in Kraft getretene 

trukturstärkungsge setz Kohleregionen  enthält 

neben Schienenprojek ten wie der Elektrifizierung 



 

 

der Bahnstrecken Dresden - Görlitz- Bundesgrenze 

und Berlin- Cottbus - Görlitz u.a. auch  drei 

Straßenbauprojekte in der sächsischen Lausitz. 

Neben dem Ausbau und der Erweiterung der 

Bundesautobahn (BAB) 4 zwischen dem 

Autobahndreieck  Dresden- Nord (A 13) und der 

Bundesgrenze D/PL und dem Aus -  und Neubau der 

Bundesstraßenverbindung Mitteldeutsc hland -

Lausitz (MiLau) ist auch der Aus-  und Neubau der 

Bundesstraßenverbindungen zwischen der A 4  und 

der A 15 enthalten. 

Die Bundesstraße B 115 soll durch den Neubau der 

Ortsumfahrungen Kodersdorf und Krauschwitz noch 

leistungsfähiger werden.  

Für beide Maßnahmen wird derzeit die Vorplanung 

(Variantenuntersuchung inklusive Umweltunter -

suchungen) erste llt. Im Zuge der B 156 ist die 

Umfahrung von Mal schwitz/Niedergurig und Bluno 

geplant. Für die Ortsumgehung Malschwitz/  

Niedergurig läuft derzeit bei der Lande sdirektion 

Sachsen (LDS) das Planfeststellungsverfahren. Die 

Ortsumgehung Bluno befindet sich im Stadium der 

Vorplanung. Das Strukturstärkungsges etz sichert 

die Finanzierung mit Mitteln des Bundes bis 2038 

ab.  

Für ein weiteres aus der Region gefordertes 

Vorhaben, die Verlängerung der B 178  zwischen 

der A 4, Anschlussstelle Weißenberg, bis zur A 15 in 

Brandenburg sieht das sächsische Verkehrs -

ministerium keine Realisierungschance. Das 

Vorhaben wurde mit dem Ziel, die regionale 

Entwicklung des Lebens -  und Wirtschaftsraumes 

Lausitz durch eine verbesserte Anbindung in 

Richtung Ballungsraum Berlin (bzw. auch Cottbus) 

mittels Bau einer neuen leistungsfä higen 

Straßentrasse zu befördern, an die sächsische 

Staatsregierung herangetragen.  

Ausgehend davon hat das SMWA  das Landesamt 

für Straßenbau und Verkehr (LASuV) mit der 

Erstellung einer Machbarkeitsstudie für  eine 

mögliche Verlängerung der B 178n nach Nord en 

beauftragt. Im Rahmen der Studie wurden die 

verkehrliche Wirkung, Umweltauswirkungen, 

Raumwiderstände und Wi rtschaftlichkeit geprüft. 

Der Entwurf der Machbarkeitsstudie wurde Ende 

2019 vorgelegt, zwischenzeitlich geprüft, 

überarbeitet und ergänzt.  

Ein solches Gutachten ist die Grundlage für eine 

solide Planung bei der Realisierung von Infra -

strukturprojekten. Im  Ergebnis wurde festgestellt, 

dass es jedoch für einen Straßenneubau aus 

umweltfachlicher, wirtsc haftlicher und verkehrlicher 

Sicht keinerlei Grundlage gibt. Nach den bisher 

erfolgten Abstimmungen mit dem Land 

Brandenburg zeichnet sich auch von dieser Seit e 

keine Unterstützung für ein solches Vorhaben ab . 

Aus umweltfachlicher Sicht weist die für die 

Machbarkeitsstudie entwickelte Variante der B 178 n 

die geringstmögliche Betroffenheit für die 

Schutzgebiete auf. Dennoch wären trotz dieser 

Eingriffsminimierung sieben Naturschutzgebiete mit 

europäischem Schutzstatus und  das UNESCO-

Oberlausitzer Heide -  und 

Teichlandschaft  direkt betr offen.  

Gemäß der Studie werden die mit der Umsetzung 

des Vorhabens verbundenen Umweltrisiken als so 

hoch einzuschätzen, dass  auch mit bestens 

aufbereiteten Unterlagen kaum Aussicht auf eine 

baurechtliche Geneh migungsfähig keit für eine neue 

 Straße bestehen würde.  

Die überschläglich ermittelten Investitionskosten für 

die rund 70 km lange Baustrecke betrage n nach 

heutigem Kenntnisstand mindestens 410 Millionen 

Euro. Der ermittelbare Nutzen liegt damit deutlich 

unter den aufz uwendenden Kosten.  

Hinsichtlich Kapazität und Leistungsfähigkeit des 

vorhandenen Bundes -  und Staatsstraßennetzes 

liegen laut Studie  in der betrachte ten Region keine 

Engpässe vor. 

Die derzeitige Auslastung der vorhandenen 

Bundesstraßen B 96, B 156 und B 115 liegt mit einer 

durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärke von 



 

 

4.000 bis 6.000 Fahrzeugen täglich unter dem 

durchschnittlichen Wert für Belastung von 

Bundesstraßen außerhalb von Ortslagen, der 2018 

bei ca. 7.500 Kfz/24h lag. Die von den Befürw ortern 

erwa rtete großräumige Verlagerung von 

überregionalen grenzüberschreitenden Verkehren 

auf die B 178n südlich der BAB 4 bis zur 

Bundesgrenze D/PL und D/CZ  wurde durch die 

Verkehrsuntersuchung der Machbarkeitsstudie nicht 

bestätigt.  

Diesen Aussagen trete ich ents chieden entge gen 

und erwarte insbesondere bei der Bewältigung des 

Strukturwandels einen Wechse l von einer 

Nachf rageplanung hin zu einer Angebotsp lanung.  

Die Studie zeigt ohne Zweifel bestehende  

Herausforderungen auf.  Diesen müssen wir uns 

stellen und Lösungen f inden. Ich erwarte dies auch 

vom zuständigen Verkehrsministerium und werde 

mich deshal b an Staatsm inister Dulig wenden , um 

diesen Bedarf einer leistungsfähigen Nord- Süd-

Verbindung im Landkreis Görlitz de utlich zu 

machen.  

Die Planungen für d ie beide n noch zu bauenden 

Abschnitte der Bundesstraße 178 zwischen Nostitz 

und der Autobahn 4 werden indes weiter 

fortgesetzt. Für den Neubau der Bundesstraße  178 

zwischen Nostitz und der Autobahn 4 (Abschnitt 1.1) 

erwartet das SMWA, dass die Unterlagen z um 

Vorentwurf von der Deutsche Einheit 

Fernstraßenplanungs -  und - bau GmbH  (DEGES) 

noch im Jahr 2020 vorgelegt werden. Anschließend 

werden die Unterlagen dem Bu nd übermittelt. Nach 

dem sogenannten Gesehen - Vermerk können die 

Unterlagen für das Planfeststellu ngsverfa hren dann 

so aufbereitet werden, damit in der Landesdirektion 

Sachsen (LDS) das Verfahren fortgesetzt werden 

kann. Die Dauer hängt davon ab, mit welchem 

Ergebnis die Auslegungen und Erörterungen 

durchgeführt werden.  

Der Neubau der B 178 zwischen Niederoderwitz b is 

Oberseifersdorf (Abschnitt 3.3) befindet sich 

ebenfalls im Planfeststellungsverfahren in der LDS. 

Dazu hatte ich Ende Okto ber ein Gespräch mit der 

Präsidentin der Landesdirektion Sachsen, F rau 

Regina Kraushaa r. Nach erfolgter Auslegung der 

Planfestste llungsunterlagen und erlangter 

Bestandskraft, d.h. es sind keine Klagen beim 

Verwaltungsgericht eingegangen, soll zügig die 

Ausführungsplanung veranlass t und a usge-

schrieben werden. Unter optimalen Bedingungen 

könnte dann 2022 mit dem Bau begonnen werden.  

Auch hier erwarte ich vom zuständigen 

Verkehrsministerium eine zeitnahe und zügige 

Bearbeitung und werde das Vorhaben mit der 

Interessengrup pe B178n auch permane nt begleiten.  

 

29. Oktober  

Außerordentliche Wirtschaftshilfe des 

Bundes 

Da das Infektionsgeschehen erneut außer Kontrolle 

zu geraten droht, sind weitere Beschränkungen 

erforderlich, um die Zahl persönlicher Kontakte zu 

verringern. In bestimmten Br anchen wird es auch 

temporäre Schließungen geben. Es wird daher 

kurzfristig eine zielgerichtete außerordentliche 

Wirtschaftshilfe bereitgestellt, die über die 

bestehenden Unterstützu ngsprogramme deutlich 

hinausgeht.  

Diese außerordentliche Wirtschaftshilfe  des Bundes 

richtet sic h an Unternehmen, Betriebe, 

Selbstständige und Einrichtungen, die von den 

temporären Schließungen erfasst sind. Gleichzeitig 

arbeitet die Bundesregierung an Un terstützungs -

maßnahmen für Betriebe, die indirekt, aber in 

vergleichbarer Weise durch die Anordnu ngen 

betroffenen sind. Diese werden sehr zeitnah geklärt.  

Die Wirtschaftshilfe wird als einmalige Kosten -

pauschale ausbezahlt. Den Betroffenen soll einfach 

und unbürokratisch geholfen werden. Dabei geht es 

insbesondere um die Fixkosten, die trotz der 

temp orären Schließung anfallen. Um das Verfahren 

so einfach wie möglich zu halten, werden diese 

Kosten über den Umsatz angenähert. Bezugspunkt 

ist daher der durchs chnittliche wöchentliche 




